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Antrag 126/I/2023 ASJ Landesvorstand

Wohnungssuchende vor sexueller Belästigung schützen!

Beschluss: Annahme

Die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion und die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung und des Senats

werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass sexuelle Belästigungen im Zusammenhang mit derWohnungssuche unter

Strafe gestellt werden. Insbesondere soll es unter Strafe gestellt werden, dass eine Person für die Vermietung vonWohnraum

sexuelle Handlungen fordert.

 

Eine solche Strafbarkeitsnorm ist auch mit Blick auf die völkerrechtliche Verpflichtung Deutschlands aus der Istanbul-

Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt dringend geboten. Artikel 40

(„Sexuelle Belästigung“) der Konvention verlangt nämlich, jede Form von ungewolltem sexuell bestimmtem verbalem, non-

verbalem oder körperlichem Verhalten mit dem Zweck oder der Folge, die Würde einer Person zu verletzen, unter Strafe zu

stellen. Die aktuell bestehende Strafbarkeitslücke ist deshalb zu schließen.
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